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Öffentliche Bekanntmachung  
 
Bekanntmachung des Umlegungsausschusses der 
Stadt Meerbusch  
 
Vereinfachte Umlegung Nr.17-Kindergarten Kemper-
allee - , Ord-Nr. 1 und 2 - Unanfechtbarkeit des 
Beschlusses 
 
Der  Umlegungsausschuss  der  Stadt  Meerbusch  gibt  
gemäß  §  83  Baugesetzbuch  (BauGB) vom 23. Sep-
tember 2004 ( BGBI I S. 2414 )  in  der  zuletzt  gültigen  
Fassung  ortsüblich  bekannt : 
 
Der  Beschluss  gemäß  §  82  BauGB  in  der 
Vereinfachten   Umlegung   Nr 17  -Kindergarten Kemper-
allee-  vom 14.02.2011 
 
 zu Ord. -Nr. 1 und 
 zu Ord - Nr. 2  
 
ist  am  20.09.2011unanfechtbar  geworden. 
 
Mit  der  Bekanntmachung  wird  der  bisherige  Rechts-
zustand  durch  den im Beschluss vorgesehenen neuen  
Rechtszustand  ersetzt. 
 
 
 
 

Rechtsbehelfsbelehrung :  
 
Gegen diese Bekanntmachung kann innerhalb  einer  
Frist  von sechs Wochen nach dieser Bekanntmachung  
Antrag auf gerichtliche Entscheidung gestellt werden.  
 
Der Antrag ist beim  Umlegungsausschuss  der  Stadt  
Meerbusch,  Postfach  1664,  40641  Meerbusch, 
einzureichen. Der Antrag muss den Verwaltungsakt 
bezeichnen gegen den er sich richtet. Er soll die 
Erklärung enthalten, inwieweit der Verwaltungsakt 
angefochten wird und einen bestimmten Antrag dazu 
enthalten. Er soll die Gründe sowie die Tatsachen und 
Beweismittel angeben, die zur Rechtfertigung des 
Antrags dienen. Über den Antrag entscheidet das 
Landgericht Düsseldorf – Kammer für Baulandsachen – 
in Düsseldorf, Neubrückstraße 3.  Wird die Frist durch 
das Verschulden eines Bevollmächtigten oder eines 
Vertreters versäumt, so wird dessen Verschulden dem 
vertretenen Beteiligten zugerechnet. 
 
Meerbusch,  den 05.Oktober 2011 
 
Der  Geschäftsführer  
In Vertretung  
 
gez. 
 
Andreas Schmid 
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Öffentliche Bekanntmachung  
 
Am Donnerstag, den 20.10.2011, findet die 14. Sitzung 
des Rates statt, zu der die Bevölkerung recht herzlich 
eingeladen ist. 
 
Sitzungsbeginn:  17:00 Uhr  
 
Sitzungsort:  Mönkesweg 58, 40670 Meer-busch - 

Strümp im Foyer des Meerbusch-
Gymnasiums 

T A G E S O R D N U N G 

Öffentliche Sitzung 
  
 1   Verpflichtung von Ratsmitgliedern 
 2   Einwohnerfragestunde 
 3   Einbringung der Haushaltssatzung 2012 
 4   Aufhebung der Benutzungsordnung für die Radio-

Werkstatt der Volkshochschule der Stadt 
Meerbusch 

 5   Wahl der Mitglieder des Seniorenbeirates 
 6   Anträge 
 6.1   Antrag der UWG-Fraktion vom 3. Oktober 2011 

bez. Verkauf städtischer Immobilien 
 6.2   Antrag der CDU-Fraktion auf 

Ausschussumbesetzung  
 7   Anfragen 
 7.1   Anfrage der UWG-Fraktion vom 6. Oktober 2011 

bez. Bürgersicherheit in Meerbusch 
 8   Bericht der Verwaltung 
 9   Termin der nächsten Sitzung 
 10   Verschiedenes 
  
Nichtöffentliche Sitzung 
 
11   Grundstücksangelegenheit  
12   Bericht der Verwaltung 
13   Verschiedenes 
 
Meerbusch, den 6. Oktober 2011 
 
gez.  
 
Dieter Spindler 
Bürgermeister  
 
 
Öffentliche Bekanntmachung  
 
II. Änderung vom 30. September 2011 der Satzung 
der Stadt Meerbusch über die Erhebung von Eltern-
beiträgen für den Besuch von Tageseinrichtungen für  
Kinder im Stadtgebiet Meerbusch vom 14. Dezember 
2007 
 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666, SGV. 
NRW. 2023), zuletzt geändert durch Gesetz vom 24. Mai 
2011 (GV.NRW. S. 271), des § 90 Abs. 1 Achtes Buch 
Sozialgesetzbuch – Kinder und Jugendhilfe - (SGB VIII) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Dezember 
2006 (BGBl. I S. 3134), zuletzt geändert durch Artikel 2 

des Gesetzes vom 29. Juli 2011 (BGBl. I S. 1306) und 
des § 23 des Gesetzes zur frühen Bildung und Förderung 
von Kindern (Kinderbildungsgesetz – KiBiz) – Viertes 
Gesetz zur Ausführung des Kinder- und Jugendhilfe-
gesetzes – SGB VIII – vom 30. Oktober 2007 (GV.NRW. 
S. 462), geändert durch das erste Gesetz zur Änderung 
des Kinderbildungsgesetzes und zur Änderung des 
ersten Gesetzes zur Ausführung des Kinder- und 
Jugendhilfegesetzes – Erstes KiBiz-Änderungsgesetz – 
vom 25. Juli 2011 (GV.NRW. S. 385), hat der Rat der 
Stadt Meerbusch in seiner Sitzung am 29. September 
2011 folgende II. Änderung der Satzung der Stadt 
Meerbusch über die Erhebung von Elternbeiträgen für 
den Besuch von Tageseinrichtungen für Kinder im 
Stadtgebiet Meerbusch vom 14. Dezember 2007 
beschlossen: 
 

§ 1 
 
§ 1 wird wie folgt geändert: 
 
In Absatz 1 Satz 2 wird die Zahl „4“ durch die Zahl „5“ 
ersetzt. 
 

§ 2 
 
§ 2 Abs. 1 der Satzung erhält folgende Fassung: 
 
(1) Der Elternbeitrag wird für das Vorhalten eines 
Betreuungsplatzes in einer Tageseinrichtung für Kinder 
erhoben. Die Festsetzung des Elternbeitrages erfolgt 
durch Bescheid des Bürgermeisters der Stadt 
Meerbusch. 
 
§ 2 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 
 
(4) Beitragszeitraum ist das Kindergartenjahr; dieses 
entspricht dem Schuljahr. Die Beitragspflicht wird durch 
Schließungszeiten der Einrichtung nicht berührt. 
 
§ 2 Abs. 5 erhält folgende Fassung: 
 
(5) Die Beitragspflicht endet frühestens zum Ende des 
jeweiligen Kindergartenjahres. Sie entfällt bei Nicht-
inanspruchnahme der Betreuung vor Ablauf dieses 
Zeitpunktes für jeden vollen Kalendermonat, in dem der 
Betreuungsplatz durch Vertrag neu vergeben wird. 
 

§ 3 
 
§ 5 wird wie folgt geändert:  
 
In Abs. 3 Satz 1 wird das Wort „Kindergartenjahres“ 
durch das Wort „Monats“ ersetzt. 
 
Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 6. 
 
Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 4. In Satz 1 werden 
nach dem Wort „Tageseinrichtung“ die Worte „für Kinder 
oder ein Angebot der Kindertagespflege“ und nach dem 
Wort „entfallen“ die Worte „vorbehaltlich der Regelung in 
Absatz 5“ eingefügt. 
 
Es wird ein neuer Absatz 5 eingefügt, der folgende 
Fassung erhält: 
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(5) Die Inanspruchnahme von Angeboten in 
Kindertageseinrichtungen oder Kindertagespflege durch 
Kinder, die am 1. August des Folgejahres schulpflichtig 
werden, ist in dem Kindergartenjahr, das der Einschulung 
vorausgeht, beitragsfrei. Abweichend von Satz 1 ist für 
Kinder, die ab dem Schuljahr 2012/2013 vorzeitig in die 
Schule aufgenommen werden, die Inanspruchnahme von 
Angeboten in Kindertageseinrichtungen (oder Kinder-
tagespflege) ab dem der verbindlichen Anmeldung zum 
15.11. folgenden Monat für maximal 12 Monate 
beitragsfrei.  
 
Besuchen neben einem Vorschulkind nach Satz 1 oder 2 
ein oder mehrere Kinder einer Familie oder von 
Personen, die nach § 4 dieser Satzung an die Stelle der 
Eltern treten, gleichzeitig eine Tageseinrichtung für 
Kinder oder ein Angebot der Kindertagespflege, so ist für 
ein Kind ein Beitrag zu entrichten. Ergeben sich für die 
Kinder unterschiedlich hohe Beiträge, ist der höchste 
Beitrag zu zahlen. 
 

§ 4 
 

Diese II. Änderung tritt mit Wirkung vom 01. August 2011 
in Kraft.  
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende II. Änderung der Satzung der Stadt 
Meerbusch über die Erhebung von Elternbeiträgen für 
den Besuch von Tageseinrichtungen für Kinder im 
Stadtgebiet Meerbusch vom 14. Dezember 2007 wird 
hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
 
Hinweis: 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
der Gemeindeordnung kann gegen diese Satzung nach 
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr 
geltend gemacht werden, es sei denn, 
 
1. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
 
2.  die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 

bekanntgemacht worden, 
 
3.  der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
 
4.  der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Meerbusch gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt (§ 7 Abs. 6 GO NRW). 

 
 
Meerbusch, den 30. September 2011       
 
gez. 
 
Dieter Spindler 
Bürgermeister 
 

 

 
 

Öffentliche Bekanntmachung  
 
I. Änderung vom 30. September 2011 der Satzung der 
Stadt Meerbusch über die Erhebung von Eltern-
beiträgen für die Inanspruchnahme einer Kinder-
tagespflege vom 07. März 2007 
 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666, 
SGV. NRW. 2023), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
24. Mai 2011 (GV.NRW. S. 271), des § 90 Abs. 1 Achtes 
Buch Sozialgesetzbuch – Kinder und Jugendhilfe - (SGB 
VIII) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. 
Dezember 2006 (BGBl. I S. 3134), zuletzt geändert durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 29. Juli 2011 (BGBl. I S. 
1306) und des § 23 des Gesetzes zur frühen Bildung und 
Förderung von Kindern (Kinderbildungsgesetz – KiBiz) – 
Viertes Gesetz zur Ausführung des Kinder- und 
Jugendhilfegesetzes – SGB VIII – vom 30. Oktober 2007 
(GV.NRW. S. 462), geändert durch das erste Gesetz zur 
Änderung des Kinderbildungsgesetzes und zur Änderung 
des ersten Gesetzes zur Ausführung des Kinder- und 
Jugendhilfegesetzes – Erstes KiBiz-Änderungsgesetz – 
vom 25. Juli 2011 (GV.NRW. S. 385), hat der Rat der 
Stadt Meerbusch in seiner Sitzung am 29. September 
2011 folgende I. Änderung der Satzung der Stadt 
Meerbusch über die Erhebung von Elternbeiträgen für die 
Inanspruchnahme einer Kindertagespflege vom 07. März 
2007 beschlossen: 
 
 

§ 1 
 
§ 5 wird wie folgt geändert:  
 
Absatz 2 wird gestrichen. 
 
Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2. 
 
Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 3. 
 
Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 4 und in Satz 1 
werden nach dem Wort „Zuschläge“ die Worte „nach Abs. 
2 und 3“ eingefügt und die Worte „und des Essensgeldes“ 
werden gestrichen. Absatz 4 endet nach Satz 1. Die 
Sätze 2 bis 4 entfallen. 
 
Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 8 und wird wie folgt 
geändert: 
 
Die Worte „Das Essensgeld und“ werden gestrichen und 
die Worte „nach Absatz 5“ werden durch die  Worte „nach 
den Absätzen 5 oder 6“ ersetzt. 
 
Es wird ein neuer Absatz 5 eingefügt, der folgende 
Fassung erhält: 
 
(5) Werden mehr als ein Kind einer Familie oder von 
Personen, die nach § 4 dieser Satzung an die Stelle der 
Eltern treten, gleichzeitig in einer Kindertagespflege oder 
einer Kindertageseinrichtung betreut, so entfallen die 
Beiträge für das zweite und jedes weitere Kind. Ergeben 
sich ohne Beitragsbefreiung nach Satz 1 unterschiedlich 
hohe Beiträge, so ist der höchste Beitrag zu zahlen.  
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Es wird ein neuer Absatz 6 eingefügt, der folgende 
Fassung erhält: 
 
(6) Die Inanspruchnahme von Angeboten in 
Kindertageseinrichtungen oder Kindertagespflege durch 
Kinder, die am 1. August des Folgejahres schulpflichtig 
werden, ist in dem Kindergartenjahr, das der Einschulung 
vorausgeht, beitragsfrei. Abweichend von Satz 1 ist für 
Kinder, die ab dem Schuljahr 2012/2013 vorzeitig in die 
Schule aufgenommen werden, die Inanspruchnahme von 
Angeboten in Kindertageseinrichtungen oder Kinder-
tagespflege ab dem der verbindlichen Anmeldung zum 
15.11. folgenden Monat für maximal 12 Monate 
beitragsfrei. 
 
Besuchen neben einem Vorschulkind nach Satz 1 oder 2 
ein oder mehrere Kinder einer Familie oder von 
Personen, die nach § 4 dieser Satzung an die Stelle der 
Eltern treten, gleichzeitig eine Tageseinrichtung für 
Kinder oder ein Angebot der Kindertagespflege, so ist für 
ein Kind ein Beitrag zu entrichten. Ergeben sich für die 
Kinder unterschiedlich hohe Beiträge, ist der höchste 
Beitrag zu zahlen. 
 
Es wird ein neuer Absatz 7 eingefügt, der folgende 
Fassung erhält: 
 
(7) Für Kinder, die neben einem Platz in einer 
Kindertageseinrichtung noch eine Anschlussbetreuung im 
Rahmen der Kindertagespflege in Anspruch nehmen, 
wird unabhängig von der möglichen Geschwister-
ermäßigung der entsprechende Elternbeitrag für den in 
Anspruch genommenen Betreuungsumfang in der 
Kindertagespflege erhoben. 
 
 
 

§ 2 
 
Diese I. Änderung tritt mit Wirkung vom 01. August 2011 
in Kraft.  
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende I. Änderung der Satzung der Stadt 
Meerbusch über die Erhebung von Elternbeiträgen für die 
Inanspruchnahme einer Kindertagespflege vom 07. März 
2007 wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
 
Hinweis: 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
der Gemeindeordnung kann gegen diese Satzung nach 
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr 
geltend gemacht werden, es sei denn, 
 
1. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
 
2.  die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 

bekanntgemacht worden, 
 
3.  der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
 
 
 
 

4.  der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Meerbusch gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt (§ 7 Abs. 6 GO NRW). 

 
Meerbusch, den 30. September 2011        
 
gez. 
 
Dieter Spindler 
Bürgermeister 
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Öffentliche Bekanntmachung  
 
5. Änderung vom 30. September 2011 der Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Teilnahme an der 
offenen Ganztagsgrundschule im Primarbereich in Meer busch vom 10.02.2004 
 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666/SGV NRW 2023) zuletzt geändert durch Gesetz vom 24.05.2011 (GV NRW S. 271 und 
der §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW vom 21. Oktober 1969 
(GV NRW S. 712/SGV NRW 610) zuletzt geändert durch Gesetz vom 30.06.2009 (GV NRW S. 394) hat der Rat der Stadt 
Meerbusch in seiner Sitzung am 29. September 2011 folgende Änderungssatzung beschlossen: 
 

Art.  I 
 
§ 3 Abs. 1 erhält folgende Fassung 
 
 

Tarifstelle Bezeichnung      Jahresbetrag 
 

1 
 
Gebühr für die Teilnahme an der offenen Ganztagsgrundschule  

      
1.032,-- 

 
 
 
 
 
 
 

2 

 
Ermäßigte Gebühr für weitere Kinder soweit und  
solange die Eltern bzw. die gesetzlichen Vertreter bereits eine 
Gebühr 
 

• nach Tarifstelle 1 
• oder einen Elternbeitrag nach der Satzung der Stadt 

Meerbusch über die Erhebung von Elternbeiträgen über 
den Besuch von Tageseinrichtungen für Kinder im 
Stadtgebiet Meerbusch   

• oder einen Elternbeitrag nach der Satzung der Stadt 
Meerbusch über die Erhebung von Elternbeiträgen für die 
Inanspruchnahme einer Kindertagespflege 

 
 zahlen. 

         
 
 
 
 
 
 

456,-- 

 
3 

 
Ermäßigte Gebühr soweit und solange die Eltern bzw. gesetzliche 
Vertretung Wohngeld beziehen. 

         
456,-- 

 
Art. II 

 
Diese Änderungssatzung tritt zum 1. November  2011 in Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung  
 
Die vorstehende 5. Änderung der Gebührensatzung der Stadt Meerbusch wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Hinweis: 
Gem. § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen kann die Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften der Gemeindeordnung gegen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht 
mehr geltend gemacht werden, es sei denn 
 
1. eine nicht vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 

durchgeführt. 
2. die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
3. der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
4. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Meerbusch vorher gerügt und dabei die verletzte 

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Meerbusch, den 30. September  2011 
 
gez. 
 
Dieter Spindler 
Bürgermeister  
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Öffentliche Bekanntmachung  
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